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Gesetz 
über den Bau und die Erhaltung öffentlicher Straßen sowie über die Wegefreiheit  

(Straßengesetz) 

LGBl.Nr. 79/2012, 44/2013, 58/2014, 54/2015 

1. Abschnitt 
Allgemeines 

§ 1 
Geltungsbereich 

(1) Die öffentlichen Straßen sind nach den Bestimmungen dieses Gesetzes zu planen, zu bauen und 
zu erhalten. 

(2) Auf Bundesstraßen findet dieses Gesetz keine Anwendung. 
§ 2 

Öffentliche Straßen 

(1) Straßen im Sinne dieses Gesetzes sind bauliche Anlagen, die mit einem Grundstück in fester 
Verbindung stehen und dem Verkehr von Fußgängern, Radfahrern, Tieren und Fahrzeugen dienen, ohne 
Rücksicht darauf, ob sie jeder Art oder nur bestimmten Arten dieses Verkehrs dienen. Erfüllt eine 
Verkehrsfläche diese Voraussetzungen, so fällt sie ohne Rücksicht auf ihre Bezeichnung (Straße, Weg, 
Platz) unter den Begriff Straße. Wege, die nach ihrer Art nur für den Verkehr von Fußgängern oder 
Tieren benützbar sind, fallen auch dann unter den Begriff Straße, wenn sie keine baulichen Anlagen sind. 

(2) Als Bestandteile der Straße gelten: 
 a) unmittelbar dem Verkehr dienende Flächen, wie Fahrbahnen, Gehsteige, Rad- und Gehwege, 

Parkflächen, Haltestellenflächen einschließlich Wartehäuschen, 
 b) der Grenzabfertigung, der Verkehrsbeeinflussung, der Kontrolle oder der Einhebung von 

Benützungsentgelten dienende Grundflächen und Anlagen, 
 c) Anlagen im Zuge einer Straße, wie Tunnels, Galerien, Brücken, Über- und Unterführungen, 

Durchlässe, Stütz- und Futtermauern, Dämme und Einschnitte, Straßenböschungen, 
Straßengräben, Entwässerungsanlagen, Bankette, 

 d) sonstige der Erhaltung, dem Betrieb oder der Beaufsichtigung der Straßen dienende bebaute und 
unbebaute Grundstücke und 

 e) Anlagen zum Schutz vor Beeinträchtigungen durch den Verkehr auf der Straße, insbesondere 
gegen Lärmeinwirkung. 

(3) Öffentliche Straßen im Sinne dieses Gesetzes sind die dem Gemeingebrauch (§ 4 Abs. 1) 
gewidmeten Straßen. Sie gliedern sich in 
 a) Landesstraßen, 
 b) Gemeindestraßen, 
 c) Genossenschaftsstraßen und 
 d) öffentliche Privatstraßen. 

(4) Bei öffentlichen Straßen, die im Grundbuch ein eigenes Grundstück bilden, ist auf Antrag des 
Straßenerhalters im Eigentumsblatt der Eigentümer und im Gutsbestandsblatt bei Landesstraßen die 
Bezeichnung „Landesstraße“, bei Gemeindestraßen die Bezeichnung „Gemeindestraße“, bei 
Genossenschaftsstraßen die Bezeichnung „Genossenschaftsstraße“ und bei öffentlichen Privatstraßen die 
Bezeichnung „öffentliche Privatstraße“ einzutragen. 

                                                 
1 Die beabsichtigten Änderungen sind im Korrekturmodus ersichtlich gemacht.  



  

 

(5) Bei Grundstücken einer öffentlichen Straße, die infolge Auflassung oder Verlegung der Straße 
nicht mehr die Eigenschaft als öffentliche Straße besitzen, ist die nach Abs. 4 vorgeschriebene 
Bezeichnung auf Antrag des Eigentümers im Gutsbestandsblatt zu löschen. 

§ 3 
Grundsätze 

(1) Die öffentlichen Straßen sind entsprechend ihrem Zweck und ihrer Funktion zu planen, zu bauen 
und zu erhalten. 

(2) Dabei sind folgende weitere Grundsätze zu beachten: 
 a) Die Verkehrssicherheit, insbesondere der Schutz der schwächeren Verkehrsteilnehmer, wie 

Fußgänger, Radfahrer und Menschen mit Behinderung, ist zu berücksichtigen. 
 b) Öffentliche Straßen sind für den nicht motorisierten Verkehr möglichst attraktiv zu gestalten. 
 c) Öffentliche Straßen sind für den öffentlichen Personennahverkehr möglichst attraktiv zu 

gestalten. 
 d) Mit Grund und Boden ist haushälterisch umzugehen. 
 e) Belästigungen sind möglichst zu vermeiden. 
 f) Die Umweltverträglichkeit, einschließlich des Schutzes des Orts- und Landschaftsbildes und der 

Energieeffizienz, ist zu berücksichtigen. 

(3) Die bei Beachtung der Grundsätze nach Abs. 2 einzusetzenden finanziellen Mittel müssen 
wirtschaftlich vertretbar sein und in einem angemessenen Verhältnis zum erzielbaren Erfolg stehen. 

§ 4*) 
Gemeingebrauch 

(1) Der Gemeingebrauch einer Straße ist die jeder Person unter den gleichen Bedingungen und 
innerhalb der durch die Art der Straße sowie durch die straßenpolizeilichen und kraftfahrrechtlichen 
Vorschriften festgelegten Grenzen ohne ausdrückliche Bewilligung zustehende Benützung der 
unmittelbar dem Verkehr dienenden Flächen einer Straße zum Fußgänger-, Radfahrer- oder 
Fahrzeugverkehr sowie zum Reiten oder Viehtrieb. 

(2) Der Gemeingebrauch darf – unbeschadet der straßenpolizeilichen und kraftfahrrechtlichen 
Vorschriften und des § 33 Abs. 2 – nur durch den Straßenerhalter beschränkt werden; eine Beschränkung 
ist nur zulässig, soweit dies 
 a) wegen des Zustandes der Straße zur Vermeidung oder Behebung von Schäden an der Straße oder 

von Gefahren für die Straßenbenützer notwendig ist, oder 
 b) im öffentlichen Interesse im Sinne der Grundsätze nach § 3 liegt. 

Die Beschränkungen sind vom Straßenerhalter der für die straßenpolizeilichen Angelegenheiten 
zuständigen Behörde und der nach diesem Gesetz zuständigen Behörde unverzüglich mitzuteilen. 

(3) Wird der Gemeingebrauch beschränkt und liegen weder die Voraussetzungen nach Abs. 2 noch 
nach § 33 Abs. 2 vor, so hat die Behörde dem Straßenerhalter oder derjenigen Person, die die 
Beschränkung des Gemeingebrauchs zu verantworten hat, von Amts wegen oder auf Antrag mit Bescheid 
vorzuschreiben, diese Beschränkung des Gemeingebrauchs ganz oder teilweise rückgängig zu machen 
und künftig zu unterlassen. In diesem Verfahren haben der Eigentümer des Straßengrundes, diejenige 
Person, die die Beschränkung zu verantworten hat, sowie diejenige Person, die die Straße bisher erhalten 
hat, die Rechte einer Partei; die §§ 7 Abs. 1 und 33 Abs. 8 bleiben unberührt. 

(3) Beschränkungen nach Abs. 2 sind vom Straßenerhalter der für die straßenpolizeilichen 
Angelegenheiten zuständigen Behörde und der nach diesem Gesetz zuständigen Behörde unverzüglich 
mitzuteilen. Die Behörde hat die gänzliche oder teilweise Aufhebung der Beschränkungen mit Bescheid 
anzuordnen, wenn sie nicht oder nicht mehr erforderlich sind oder die Schäden oder Gefahren auf andere 
Weise vermieden werden können oder das öffentliche Interesse nach Abs. 2 lit. b nicht oder nicht mehr 
vorliegt. 

(4) Wenn strittig ist, ob und in welchem Umfang eine Straße dem Gemeingebrauch gewidmet ist, hat 
hierüber die Behörde von Amts wegen oder auf Antrag mit Bescheid zu entscheiden. In diesem Verfahren 
haben der Eigentümer des Straßengrundes und diejenige Person, diederjenige, der die Straße bisher 
erhalten hat, die Rechte einer Partei; die §§ 7 Abs. 1 und 33 Abs. 8 bleiben unberührt. In einem solchen 
Verfahren ist die Gemeinde, durch deren Gebiet die Straße führt, anzuhören. 

(5) Wenn eine öffentliche Straße wegen der im Rahmen des Gemeingebrauchs erfolgenden 
besonderen Art oder Häufigkeit der Benützung durch ein Unternehmen oder durch deren Kunden oder 
Lieferanten in einer kostspieligeren Weise geplant, gebaut oder erhalten werden muss, hat das 



  

 

Unternehmen auf Verlangen des Straßenerhalters zu den Kosten angemessen beizutragen. Die Höhe des 
zu leistenden Entgeltes richtet sich nach den damit verbundenen Mehrkosten für Planung, Bau oder 
Erhaltung der Straße. Im Streitfalle steht der ordentliche Rechtsweg offen. 

(6) Der Abs. 5 gilt nicht für Einsätze des Bundesheeres nach § 2 Abs. 1 des Wehrgesetzes. 

*) Fassung LGBl.Nr. 44/2013 

§ 5 
Sondergebrauch 

(1) Jede über den Gemeingebrauch hinausgehende Benützung einer öffentlichen Straße sowie des 
darüber befindlichen, für die Sicherheit des Verkehrs in Betracht kommenden Luftraumes 
(Sondergebrauch) bedarf – unbeschadet der nach anderen, insbesondere straßenpolizeilichen oder 
kraftfahrrechtlichen Vorschriften erforderlichen behördlichen Bewilligung – der Zustimmung des 
Straßenerhalters. Für Anschlüsse und Zu- und Abfahrten gilt der § 6. 

(2) Die Zustimmung nach Abs. 1 darf nicht erteilt werden, wenn Schäden an der Straße, sonstige 
Beeinträchtigungen des Gemeingebrauchs oder die Behinderung künftiger Straßenbauvorhaben zu 
erwarten sind. Erforderlichenfalls ist die Zustimmung an Bedingungen zu knüpfen; auch eine Befristung 
ist zulässig. Die Zustimmung kann aus wichtigen Gründen, insbesondere bei Wegfall der ursprünglichen 
Voraussetzungen, widerrufen werden. 

(3) Der Straßenerhalter kann jederzeit, ohne Entschädigung zu leisten, eine entsprechende 
Abänderung der hergestellten Einrichtungen verlangen, falls dies wegen einer baulichen Umgestaltung 
der Straße oder aus Verkehrsrücksichten notwendig wird. 

(4) Der Straßenerhalter hat Anspruch auf Ersatz aller Kosten, die ihm durch den Sondergebrauch 
zusätzlich entstehen, sowie auf ein angemessenes Entgelt. Für den Kostenersatz sind dem Straßenerhalter 
auf sein Verlangen angemessene Vorschüsse oder Sicherheiten zu leisten. Im Streitfalle steht der 
ordentliche Rechtsweg offen. 

(5) Bund, Länder und Gemeinden (Gemeindeverbände) unterliegen den Bestimmungen der Abs. 1 
bis 4 nicht, wenn sie in Vollziehung der Gesetze tätig werden. 

§ 6 
Anschlüsse und Zu- und Abfahrten 

(1) Anschlüsse von Straßen an öffentliche Straßen sowie Zu- und Abfahrten auf öffentliche Straßen 
bzw. von öffentlichen Straßen dürfen nur mit Zustimmung des Straßenerhalters (Gebrauchserlaubnis) 
hergestellt werden. Die Zustimmung darf nicht erteilt werden, wenn Interessen des Straßenbaus oder des 
Verkehrs beeinträchtigt werden. Erforderlichenfalls ist die Zustimmung an Bedingungen zu knüpfen. Die 
Zustimmung kann aus wichtigen Gründen, insbesondere bei Wegfall der ursprünglichen 
Voraussetzungen, widerrufen werden. Die Gebrauchserlaubnis hat dingliche Wirkung. 

(2) Bei Änderungen von Anschlüssen und Zu- und Abfahrten sowie bei wesentlichen Änderungen in 
der Art oder im Ausmaß der Benutzung eines Anschlusses oder einer Zu- bzw. Abfahrt ist eine neuerliche 
Zustimmung des Straßenerhalters nach Abs. 1 erforderlich. 

(3) Der Straßenerhalter kann die Beseitigung oder Änderung eines ohne seine Zustimmung 
herbeigeführten Zustandes auf Kosten des Betroffenen verlangen. 

(4) Die Kosten der Herstellung, Erhaltung und Änderung der Anschlüsse und Zu- bzw. Abfahrten 
nach den Abs. 1 und 2 sind vom Anschlussberechtigten zu tragen. Der Straßenerhalter hat Anspruch auf 
Ersatz aller Kosten, die ihm durch die Herstellung oder Änderung des Anschlusses bzw. der Zu- oder 
Abfahrt nach Abs. 1 oder 2 zusätzlich entstehen. Der § 5 Abs. 4 zweiter und dritter Satz gilt sinngemäß. 

§ 7 
Rechte und Pflichten des Straßenerhalters, Kostentragung 

(1) Der Straßenerhalter hat in Verfahren aufgrund dieses Gesetzes mit Ausnahme von 
Verwaltungsstrafverfahren die Rechte einer Partei. 

(2) Landesstraßen und Gemeindestraßen müssen im Eigentum des Straßenerhalters stehen. Dies gilt 
nicht für Tunnels im Zuge solcher Straßen. 

(3) Der Straßenerhalter ist verpflichtet, die Eintragung der im § 2 Abs. 4 vorgeschriebenen 
Bezeichnung zu beantragen. Falls eine Straße infolge Auflassung oder Verlegung nicht mehr die 
Eigenschaft als öffentliche Straße besitzt, hat der Eigentümer die im § 2 Abs. 5 vorgeschriebene 
Löschung zu beantragen. 



  

 

(4) Falls eine öffentliche Straße infolge ihres Zustandes nicht mehr ohne Gefahr benützbar ist, hat 
der Straßenerhalter unverzüglich die ihm zumutbaren Vorkehrungen zur Beseitigung der Gefahr zu 
treffen, insbesondere für den Straßenbenützer nicht ohne weiteres erkennbare Schadensstellen zu 
kennzeichnen und erforderlichenfalls abzusperren. Dies gilt – unbeschadet einer allfälligen 
Verantwortung nach anderen Vorschriften – nicht für Wanderwege (§ 33 Abs. 1). 

(5) Die mit der Planung, dem Bau und der Erhaltung öffentlicher Straßen einschließlich der 
Straßenreinigung, Schneeräumung sowie Schneeglätte- und Glatteisbekämpfung verbundenen Kosten hat 
der Straßenerhalter zu tragen, soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist. 

 

… 

3. Abschnitt*) 
Gemeindestraßen 

*) Fassung LGBl.Nr. 44/2013 

§ 16 
Straßen- und Wegekonzept 

(1) Die Gemeindevertretung soll für das gesamte Gemeindegebiet bzw. Teile desselben ein Straßen- 
und Wegekonzept erstellen. Dieses hat insbesondere grundsätzliche Aussagen zu enthalten über 
 a) die bestehenden Straßen und deren Funktion, 
 b) die beabsichtigten Gemeindestraßen, deren Funktion und ungefähren Verlauf und 
 c) die vorgesehenen Maßnahmen zum Schutz der schwächeren Verkehrsteilnehmer und zur 

Erhöhung der Attraktivität des nicht motorisierten Verkehrs. 

(2) Die Festlegung des ungefähren Straßenverlaufs nach Abs. 1 lit. b hat durch Festlegung eines 
Korridors für die beabsichtigte Straße in einer Breite von höchstens 50 m zu erfolgen. Der 
Straßenkorridor ist eine Planungsgrundlage für eine Verordnung zur Erklärung als Gemeindestraße nach 
§ 20. 

(3) Bei der Erstellung des Straßen- und Wegekonzeptes sind die Grundsätze nach § 3 zu beachten. 
Auf Planungen der Nachbargemeinden, des Landes und des Bundes ist Bedacht zu nehmen. Festlegungen 
für den Nahbereich zu einer Gemeindegrenze sind mit den Nachbargemeinden abzustimmen. Die 
Landesregierung ist vor dem Beschluss des Straßen- und Wegekonzeptes und dessen Änderungen zu 
hören. 

(4) Bei der Erstellung des Straßen- und Wegekonzeptes und dessen Änderungen hat die Gemeinde 
die Mitwirkung der Bevölkerung in angemessener Weise zu gewährleisten. Der Entwurf des Straßen- und 
Wegekonzeptes ist jedenfalls einen Monat im Gemeindeamt zur allgemeinen Einsicht aufzulegen. Die 
Auflage ist durch Anschlag an der Amtstafel kundzumachen. Sie ist, wenn ein Amtsblatt der Gemeinde 
(Gemeindeblatt) besteht, auch in diesem und überdies auf der Homepage der Gemeinde im Internet 
kundzumachen. Der Entwurf des Straßen- und Wegekonzepts ist Menschen mit schwerer Sehbehinderung 
während der Auflagefrist auf Verlangen zu erläutern. Während der Auflagefrist kann jeder 
Gemeindebürger oder Eigentümer von Grundstücken, auf die sich das Straßen- und Wegekonzept bezieht, 
zum Entwurf schriftlich oder mündlich Änderungsvorschläge erstatten. Darauf ist in der Kundmachung 
hinzuweisen. Eingelangte Änderungsvorschläge sind der Gemeindevertretung vor der Beschlussfassung 
über das Straßen- und Wegekonzept zur Kenntnis zu bringen. 

(5) Enthält ein räumlicher Entwicklungsplan nach § 11 des Raumplanungsgesetzes grundsätzliche 
Aussagen im Sinne der Abs. 1 und 2, so gelten diese als Straßen- und Wegekonzept. 

(5) Das Straßen- und Wegekonzept kann auch als Teil des räumlichen Entwicklungskonzeptes (§ 11 
RPG) erstellt werden. 

 

… 

5. Abschnitt 
Öffentliche Privatstraßen 

§ 30 
Begriff 

(1) Alle dem Gemeingebrauch gewidmeten Straßen, die nicht Bundes- , Landes-, Gemeinde- oder 
Genossenschaftsstraßen sind, sind öffentliche Privatstraßen. Für diese Straßen ist es ohne Bedeutung, ob 



  

 

sie vom Eigentümer ausdrücklich als solche erklärt oder stillschweigend dem Gemeingebrauch gewidmet 
sind. Eine stillschweigende Widmung liegt vor, wenn der Eigentümer der Straße den Gemeingebrauch auf 
dieser Straße durch mindestens 20 Jahre geduldet hat, ohne dass er durch Absperrungen, Aufschriften 
oder ähnliche Vorkehrungen unmissverständlich zu erkennen gegeben hat, dass er den Gemeingebrauch 
nicht oder nur vorübergehend duldet. Durch eine bloße Änderung des Verlaufes der Straße wird die 
Erklärung oder stillschweigende Widmung nicht ausgeschlossen. 

(2) Auf die im Abs. 1 genannten Straßen, die nach ihrer Art nur für den Fußgängerverkehr sowie 
zum Reiten oder Viehtrieb benützbar sind, finden die Bestimmungen des 7. und 8. Abschnittes keine 
Anwendung. 

§ 31 
Straßenerhalter, Auflassung 

(1) Straßenerhalter der öffentlichen Privatstraßen ist der Eigentümer des Straßengrundes. Dadurch 
werden gesetzliche oder vertragliche Verpflichtungen anderer zur Straßenerhaltung nicht berührt. 

(2) Die Behörde hat einen Straßenerhalter auf seinen Antrag von den ihm nach diesem Gesetz 
obliegenden Verpflichtungen ganz oder teilweise zu entbinden, soweit ihn die Erfüllung dieser 
Verpflichtungen finanziell nicht zumutbar belastet oder wenn die Straße fast nur den 
Verkehrsbedürfnissen anderer dient. 

(3) Öffentliche Privatstraßen dürfen nur auf Antrag des Straßenerhalters mit Bewilligung der 
Behörde aufgelassen werden. Die Bewilligung ist zu erteilen, wenn durch die Auflassung der Straße 
bedeutende öffentliche Verkehrsinteressen nicht beeinträchtigt werden. 

(4) Ist zweifelhaft, ob es sich bei einer Privatstraße um eine öffentliche Privatstraße handelt, liegen 
aber im Übrigen die Voraussetzungen für die Auflassung nach Abs. 3 vor, kann die Bewilligung ohne 
weitere Prüfung der Frage der Öffentlichkeit erteilt werden. 

§ 32 
Benützungsentgelt 

(1) Der Straßenerhalter ist berechtigt, für die Benützung von öffentlichen Privatstraßen mit 
Fahrzeugen ein Entgelt einzuheben, soweit nicht private Rechte entgegenstehen. 

(2) Für Fahrzeuge des Sicherheitsdienstes und der Feuerwehr sowie für Behörden-, Heeres- und 
Rettungsfahrzeuge darf kein Benützungsentgelt verlangt werden. 

(3) Die Höhe des Benützungsentgeltes ist unter Bedachtnahme auf die Größe der Fahrzeuge 
festzusetzen und bedarf der Genehmigung der Behörde. Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn die 
Summe der Benützungsentgelte innerhalb eines bestimmten Zeitraumes die zur Deckung des 
Erhaltungsaufwandes einschließlich der Tilgung eines allfälligen Bauaufwandes erforderlichen Kosten 
innerhalb dieses Zeitraumes nicht übersteigt. Von diesen Kosten ist jedoch ein der Benützung der Straße 
durch den Straßenerhalter entsprechender Betrag abzuziehen. Das Benützungsentgelt ist unmittelbar vor 
der Benützung fällig, sofern nichts anderes vereinbart ist. 

(4) Bei Streitigkeiten zwischen Straßenerhalter und Straßenbenützer steht der ordentliche Rechtsweg 
offen. 

§ 33*) 
Wanderwege 

(1) Die Eigentümer von öffentlichen Privatstraßen, die nach ihrer Art nur für den Verkehr von 
Fußgängern oder Tieren benützbar sind und vorwiegend dem Wandern dienen (Wanderwege), haben zu 
dulden, dass Gemeinden oder in Vorarlberg tätigebestehende Organisationen, deren satzungsgemäßer 
Zweck auch die Förderung des Wanderns ist, diese Wege im bisherigen Umfang erhalten und an solchen 
Wegen Wegweiser und Markierungszeichen anbringen. Die Landesregierung kann durch Verordnung 
nähere Bestimmungen über die einheitliche Gestaltung dieser Wegweiser und Markierungszeichen 
erlassen. 

(2) Wenn es die übliche land- oder forstwirtschaftliche Nutzung erfordert, darf der Gemeingebrauch 
von Wanderwegen vom Straßenerhalter vorübergehend ganz oder teilweise beschränkt werden. Wenn es 
zur Vermeidung oder Behebung von Schäden am Weg oder zur Vermeidung von Gefahren für die 
Wegebenützer notwendig ist, darf der Gemeingebrauch von Wanderwegen überdies auch von der 
Gemeinde oder Organisation, die die Erhaltung nach Abs. 1 übernommen hat, ganz oder teilweise 
beschränkt werden. Die Beschränkungen sind der nach diesem Gesetz zuständigen Behörde unverzüglich 
mitzuteilen. 



  

 

(3) Wird ein Wanderweg durch eine Straße, die dem Verkehr von Fahrzeugen dient, durchschnitten, 
muss der Straßenerhalter die Straßenböschung an der Schnittstelle für Fußgänger, die diesen Wanderweg 
nutzen, leicht begehbar gestalten; durch Wegweiser oder Markierungszeichen ist der weitere Verlauf des 
Wanderweges zu kennzeichnen. 

(4) Soweit eine Straße, die dem Verkehr von Kraftfahrzeugen dient, auf einer Länge von mehr als 
300 m auf Wanderwegen gebaut wird, hat der Straßenerhalter dafür zu sorgen, dass auf oder neben dieser 
Straße ein für Fußgänger geeigneter Weg (Verkehrsfläche) zur Verfügung steht. Dieser Weg sollte nach 
Möglichkeit mit keinem Belag versehen sein; er darf jedenfalls keinen Hartbelag aufweisen. 

(5) Ist ein Wanderweg durch Naturereignisse, wie Vermurungen, Rutschungen u.dgl., zerstört 
worden, so kann er im betroffenen Abschnitt von der Gemeinde oder einer Organisation, die die 
Erhaltung nach Abs. 1 übernommen hat, nach Maßgabe des Abs. 6 verlegt werden, soweit dies zum 
Lückenschluss notwendig ist. Mit der Verlegung entsteht die Pflicht der Gemeinde oder der betreffenden 
Organisation zur Erhaltung des Wanderweges auch im betroffenen Abschnitt; die Duldungspflicht des 
Eigentümers nach Abs. 1 gilt sinngemäß. 

(6) Die Gemeinde oder die Organisation, die die Erhaltung nach Abs. 1 übernommen hat, hat mit den 
Eigentümern der von der beabsichtigten Verlegung nach Abs. 5 betroffenen Grundstücke im vorhinein 
das Einvernehmen zu suchen; das Ergebnis ist in einer Niederschrift festzuhalten. Im Weiteren und unter 
Anschluss der Niederschrift sind die Eigentümer mindestens sechs Wochen vor der beabsichtigten 
Verlegung über diese schriftlich zu verständigen. Wird die Verlegung innerhalb dieser Frist schriftlich 
verweigert, hat die Behörde auf Antrag über die Notwendigkeit und den Umfang der Verlegung mit 
Bescheid zu entscheiden. 

(7) Der zur Verlegung des Wanderweges Berechtigte (Abs. 5) hat den Eigentümer des von der 
Verlegung betroffenen Grundstücks für vermögensrechtliche Nachteile angemessen zu entschädigen. 
Kommt eine Einigung über die Entschädigung nicht zustande, so kann der Eigentümer bei sonstigem 
Verlust des Anspruchs spätestens drei Jahre nach der Verlegung des Wanderweges die Festsetzung der 
Entschädigung bei der Bezirkshauptmannschaft beantragen. Die Bezirkshauptmannschaft hat die 
Entschädigung mit Bescheid festzusetzen. 

(8) Die Gemeinde oder die Organisation, die die Erhaltung eines Wanderweges nach Abs. 1 
übernommen hat und dies der Behörde gegenüber mit Erklärung unter genauer Bezeichnung des Weges 
schriftlich bekannt gegeben hat, hat ab Einlangen der Erklärung bei der Behörde in den von dieser 
durchzuführenden Verfahren nach den §§ 4 Abs. 3 und 4 sowie 31 Abs. 3, soweit sie den Weg betreffen, 
Parteistellung mit dem Recht, die Einhaltung der den Wanderweg betreffenden straßenrechtlichen 
Vorschriften geltend zu machen, gegen Bescheide der Behörde wegen Rechtswidrigkeit Beschwerde 
beim Landesverwaltungsgericht (Art. 132 B-VG) sowie gegen Entscheidungen des 
Landesverwaltungsgerichtes Revision an den Verwaltungsgerichtshof (Art. 133 B-VG) zu erheben. Die 
Parteistellung in den Verfahren nach Abs. 6 und 7 bleibt unberührt. Die Behörde hat die Landesregierung 
von einer solchen Erklärung in Kenntnis zu setzen. 

*) Fassung LGBl.Nr. 58/2014 

 

… 

 

§ 40 
Tunnelüberwachung 

(1) Der Straßenerhalter einer Landes- oder Gemeindestraße ist berechtigt, Tunnels und Galerien 
mittels bildverarbeitenden technischen Einrichtungen nach den Abs. 2 bis 7Abs. 2 bis 8 zu überwachen 
(Videoüberwachung), sofern dies zur Beurteilung und Beseitigung von allfälligen Gefahrensituationen im 
Tunnel oder in der Galerie erforderlich ist. 

(2) Mit der Videoüberwachung dürfen Daten nur zu dem im Abs. 1 genannten Zweck 
erhobenermittelt und nur hiefür aufgezeichnet und verarbeitetverwendet werden. 

(3) Werden die erhobenenermittelten Daten aufgezeichnet, so sind sie spätestens nach Ablauf von 72 
Stunden, gerechnet vom Zeitpunkt der erstmaligen Aufzeichnung, zu löschen. Der Abs. 6 bleibt 
unberührt. 

(4) Der Straßenerhalter darf die erhobenenermittelten Daten jederzeit zum Zwecke einer 
Echtzeitüberwachung verarbeitenverwenden. Die aufgezeichneten Daten darf er nur 



  

 

verarbeitenverwenden, wenn anzunehmen ist, dass eine Gefahrensituation im Tunnel oder in der Galerie 
besteht. 

(5) Besteht im Tunnel oder in der Galerie eine Gefahrensituation, so dürfen die erhobenenermittelten 
Daten in Echtzeit sowie die aufgezeichneten Daten den Einsatzdiensten, insbesondere der Feuerwehr und 
der Rettung, in geeigneter Weise bereit gestellt werden. 

(6) Werden aufgezeichnete Daten verwendet (Abs. 4 und 5), so dürfen sie, gerechnet vom Zeitpunkt 
der erstmaligen Aufzeichnung, so lange aufbewahrt werden, als dies zur Erfüllung des im Abs. 1 
genannten Zwecks erforderlich ist. Anschließend sind die aufgezeichneten Daten unverzüglich zu 
löschen. 

(67) Die erhobenenermittelten, aufgezeichneten und verarbeitetenverwendeten Daten sind wirksam 
vor einem Zugriff durch Unbefugte zu sichern. Jede DatenverarbeitungDatenverwendung nach Abs. 4 
zweiter Satz und Abs. 5 ist zu protokollieren. Dabei sind insbesondere der Zeitpunkt und der Anlass der 
jeweiligen DatenverarbeitungDatenverwendung sowie die Person, die die aufgezeichneten Daten nach 
Abs. 4 zweiter Satz oder Abs. 5 verwendet hat, festzuhalten. 

(78) Der Umstand der Videoüberwachung ist durch geeignete Maßnahmen erkennbar zu machen. 

(9) Der Straßenerhalter ist berechtigt, die Durchführung der Videoüberwachung teilweise oder 
gänzlich Dritten zu übertragen. In diesem Fall hat der Straßenerhalter die notwendigen Maßnahmen zu 
treffen, dass die Personen, denen die Durchführung der Videoüberwachung übertragen wurde, die Abs. 2 
bis 8 einhalten. 

 

… 

§ 48*) 
Sonstige Inanspruchnahme von Grundstücken 

(1) Falls eine gütliche Einigung mit dem dinglich Berechtigten oder sonst Nutzungsberechtigten 
nicht möglich ist, kann die Behörde auf Antrag des Straßenerhalters mit Bescheid bewilligen, dass dieser 
vorübergehend fremde Grundstücke über die in den §§ 46 Abs. 1 lit. a und 47 genannten Zwecke hinaus 
in Anspruch nimmt, wenn dies für den Bau oder die Erhaltung öffentlicher Straßen sowie für die 
Aufrechterhaltung des Verkehrs notwendig ist. 

(2) Wenn ein dinglich Berechtigter oder sonst Nutzungsberechtigter durch Maßnahmen nach Abs. 1 
einen vermögensrechtlichen Nachteil erleidet, hat er Anspruch auf eine angemessene Entschädigung. Ein 
solcher Anspruch ist bei sonstigem Verlust des Anspruchs innerhalb von zwei Jahren nach Kenntnis vom 
Eintritt des Schadens geltend zu machen. Kommt eine Einigung über die Entschädigung nicht zustande, 
so kann der Anspruchsberechtigte bei sonstigem Verlust des Anspruchs spätestens ein Jahr nach 
Geltendmachung des Anspruchs die Festsetzung der Entschädigung bei der Landesregierung beantragen. 
Die Landesregierung hat die Entschädigung mit Bescheid festzusetzen. 

(3) Ist die Bezirkshauptmannschaft die zur Entscheidung nach Abs. 1 zuständige Behörde, kann die 
Landesregierung diese Zuständigkeit an sich ziehen, sofern dies aufgrund eines bei ihr anhängigen 
Enteignungsverfahrens unter Berücksichtigung der Zweckmäßigkeit, Einfachheit und Raschheit der 
Verfahren angezeigt ist. 

*) Fassung LGBl.Nr. 44/2013 

 

… 

10. Abschnitt 
Enteignung 

§ 50 
Gegenstand und Umfang der Enteignung 

(1) Das Eigentum an Grundstücken und andere dingliche Rechte können im Wege der Enteignung 
erworben, beschränkt oder aufgehoben werden, soweit dies notwendig ist 
 a) zum Zwecke des Erwerbs des Eigentums oder eines entsprechenden Verfügungsrechtes an 

Straßen, die nach § 12 Abs. 6 bedingt zur Landesstraße oder nach § 20 Abs. 6 bedingt zur 
Gemeindestraße erklärt wurden, 

 b) zum Bau (§ 38 Abs. 4) oder zur Erhaltung von öffentlichen Straßen, ausgenommen Parkflächen, 
sowie 



  

 

 c) zur Gewinnung der dazu erforderlichen standortgebundenen natürlichen Baustoffe. 
Dasselbe gilt für obligatorische Rechte, wenn sie für sich allein dem Enteignungszweck entgegenstehen 
und nicht ohnehin als Nebenrechte durch die Enteignung erlöschen. 

(2) Durch Enteignung kann insbesondere auch das Recht in Anspruch genommen werden, auf 
fremden Grundstücken Vorkehrungen zu treffen, die notwendig sind, um eine öffentliche Straße gegen 
Erdrutsche, Überschwemmungen, Steinschlag, Lawinen, Schneeverwehungen u.dgl. zu schützen. Es kann 
insbesondere auchWeiters kann das Recht in Anspruch genommen werden, auf fremden Grundstücken 
geeignete objektseitige Maßnahmen (z.B. Einbau von Lärmschutzfenstern und –türen sowie 
Schalldämmlüftern) zu setzen und andere geeignete Vorkehrungen (z.B. Lärmschutzwälle und –wände) 
zu treffenLärmschutzfenster einzubauen, soweit dies notwendig ist, um Gefährdungen der Gesundheit 
sowie unzumutbare Belästigungen auszuschließen. 

(3) Zum Bau oder zur Erhaltung von Genossenschaftsstraßen und öffentlichen Privatstraßen ist eine 
Enteignung neben den Gründen des Abs. 1 nur zulässig, wenn die Straße für den Straßenerhalter 
notwendig ist und auch allgemeinen Verkehrsbedürfnissen dient. 

(4) Eine Enteignung zur Gewinnung von standortgebundenen natürlichen Baustoffen, die für den 
Bau oder die Erhaltung einer öffentlichen Straße notwendig sind, ist nur zulässig, wenn für den Bau der 
Straße eine Enteignung nach Abs. 1 oder 3 zulässig wäre und eine andere Beschaffung der notwendigen 
Baustoffe nicht oder nur mit unverhältnismäßigen Mehrkosten möglich ist. 

 

… 

§ 56 
Anhörung und Veröffentlichung 

(1) Die Landesregierung hat den Entwurf des Aktionsplanes und einen allgemein verständlichen 
Erläuterungsbericht, die zugehörige strategische Lärmkarte sowie eine verständliche Zusammenfassung 
der wichtigsten Punkte des Aktionsplanes mindestens vier Wochen auf der Homepage des Landes im 
Internet zu veröffentlichen. Die Veröffentlichung ist unter Angabe der Internet-Fundstelle im Amtsblatt 
für das Land Vorarlberg kundzumachen. Weiters sind die Bezirkshauptmannschaften von der 
Veröffentlichung zu verständigen. In der Veröffentlichung, der Kundmachung und der Verständigung ist 
auf die Möglichkeit zur Stellungnahme nach Abs. 2 hinzuweisen. Jede Person kann beim Amt der 
Landesregierung während der Amtsstunden in den Entwurf Einsicht nehmenwährend der Amtsstunden 
beim Amt der Landesregierung und den Bezirkshauptmannschaften mindestens einen Monat zur 
allgemeinen Einsicht aufzulegen; die Auflage ist im Amtsblatt für das Land Vorarlberg und auf der 
Homepage des Landes Vorarlberg im Internet kundzumachen. Der Entwurf des Aktionsplanes 
einschließlich der dazugehörigen Unterlagen ist Menschen mit schwerer Sehbehinderung während der 
Auflagefrist auf Verlangen zu erläutern. 

(2) Während der Zeit der VeröffentlichungAuflagefrist kann jede Personjeder schriftlich zum 
Entwurf des Aktionsplanes Stellung nehmen. Darauf ist in der Kundmachung der Auflage hinzuweisen. 

(3) Die einlangenden Stellungnahmen sind zu würdigen und beim Beschluss des Aktionsplanes zu 
berücksichtigen. 

(4) Die Landesregierung hat den von ihr beschlossenen Aktionsplan und die zugehörige strategische 
Lärmkarte beim Amt der Landesregierung zur allgemeinen Einsicht während der Amtsstunden aufzulegen 
und im Internet auf ihrer Homepage für die Allgemeinheit abrufbar zu halten. Im Amtsblatt für das Land 
Vorarlberg ist auf die Auflage beim Amt der Landesregierung und die Fundstelle im Internet 
hinzuweisen. Der Abs. 1 letzter Satz ist sinngemäß anzuwenden. 

 

… 

§ 61 
Zwangsbefugnisse ohne vorausgegangenes Verfahren 

In den Fällen der §§ 4 Abs. 34 Abs. 2, 7 Abs. 4 und 60 Abs. 2 sowie zur Abwehr unmittelbar 
drohender Gefahren auch in den Fällen der §§ 42, 44 Abs. 1 und 45 Abs. 2 ist die Anwendung von 
Zwangsbefugnissen ohne vorausgegangenes Verfahren zulässig. 

§ 62*) 
Strafen 

(1) Eine Übertretung begeht, sofern die Tat nicht bereits nach den straßenpolizeilichen Vorschriften 
strafbar ist, wer 



  

 

 a) eine öffentliche Straße bestimmungswidrig benützt oder vorsätzlich oder grob fahrlässig 
beschädigt, 

 b) den Gemeingebrauch (§ 4) einer öffentlichen Straße unbefugt beschränktbehindert, 
 c) eine öffentliche Straße ohne Entrichtung des vorgeschriebenen Entgeltes (§§ 15, 22, 24 und 32) 

benützt, 
 d) gegen Duldungspflichten nach § 33 Abs. 1 verstößt oder Wegweiser oder Markierungszeichen 

nach den §§ 33 Abs. 1 und 34 Abs. 2 vorsätzlich oder grob fahrlässig beschädigt, 
 e) Verpflichtungen aufgrund des § 33 Abs. 3 oder 4 nicht erfüllt, 
 f) die Wegefreiheit (§§ 34, 35 und 36) vorsätzlich behindert, 
 g) entgegen der Bestimmung des § 35 Abs. 2 vorsätzlich einen Schaden verursacht oder Vieh 

belästigt, 
 h) trotz Verfügung der Behörde (§ 42) Anlagen, Ablagerungen oder Aufschüttungen nicht beseitigt, 
 i) entgegen den Bestimmungen des § 44 Abs. 1 und 2 Einfriedungen errichtet oder trotz Verfügung 

der Behörde nicht beseitigt, 
 j) entgegen den Bestimmungen des § 45 Abs. 1 und 2 Bäume pflanzt oder trotz Verfügung der 

Behörde Bäume oder Sträucher nicht beseitigt oder zurückschneidet, 
 k) ohne Zustimmung des Straßenerhalters Arbeiten im Sinne des § 46 Abs. 3 durchführt, 
 l) entgegen den Bestimmungen des § 46 Abs. 4 Stoffe auf öffentliche Straßen ableitet oder 

Straßenbenützer gefährdet, 
 m) den Straßenerhalter bei Erfüllung seiner gesetzlichen Verpflichtung unbefugt und vorsätzlich 

behindert, 
 n) amtliche oder vom Straßenerhalter angebrachte Vermessungsmarken oder für den Bau, die 

Erhaltung oder Benützung einer öffentlichen Straße erforderliche Zeichen vorsätzlich entfernt 
oder beschädigt. 

(2) Übertretungen nach Abs. 1 sind von der Bezirkshauptmannschaft mit einer Geldstrafe bis zu 
2.000 Euro zu bestrafen. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 

*) Fassung LGBl.Nr. 44/2013, 58/2014 


